
 

  

S 2 R 2719/19

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Baden-Württemberg
Sozialgericht Landessozialgericht Baden-Württemberg
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 4
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 2 R 2719/19
Datum 23.03.2020

2. Instanz

Aktenzeichen L 4 R 1728/20
Datum 20.07.2020

3. Instanz

Datum -

Auf die Berufung des KlÃ¤gers wird der Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Karlsruhe vom 23. MÃ¤rz 2020 aufgehoben. Der Rechtsstreit wird an das
Sozialgericht Karlsruhe zurÃ¼ckverwiesen. Die Kostenentscheidung bleibt der
Entscheidung des Sozialgerichts Karlsruhe vorbehalten.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist die Erstattung Ã¼berzahlter Waisenrente streitig.

Die Mutter des 1999 geborenen KlÃ¤gers hat am 15. August 2019 gegen den
Bescheid der Beklagten vom 21. Februar 2019 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 19. Juli 2019, mit welchem diese eine Ã�berzahlung
der dem KlÃ¤ger gewÃ¤hrten Waisenrente im Zeitraum vom 1. April bis 30.
November 2018 in HÃ¶he von 1.580,19 EUR feststellte, Klage beim Sozialgericht
Karlsruhe (SG) erhoben. Zur BegrÃ¼ndung hat sie u.a. ausgefÃ¼hrt, die Einstellung
ihres Sohnes als Bundeswehrsoldat habe sich auf Dezember 2018 verschoben.

Mit EingangsverfÃ¼gung vom 19. August 2019 hat das SG der Mutter des KlÃ¤gers
folgendes mitgeteilt: "Es wurde davon ausgegangen, dass die Klage von der Mutter
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des M. O. d. S. als BevollmÃ¤chtigte im Namen des M. O. d. S. erhoben wurde. Im
Klageschriftsatz wurde mitgeteilt, die Einstellung des KlÃ¤gers bei der Bundeswehr
habe sich "bis Dezember 2018" verzÃ¶gert. Bitte teilen Sie dem Gericht binnen drei
Wochen mit, ob der KlÃ¤ger als Soldat tÃ¤tig ist bzw. was er sonst bei der
Bundeswehr arbeitet. Wenn der KlÃ¤ger Soldat ist, geben Sie bitte auch an, wo er
am 15.08.2019 seinen dienstlichen Wohnsitz (zugewiesener Standort bei der
Bundeswehr, Â§ 9 BÃ¼rgerliches Gesetzbuch) hatte. Sofern der KlÃ¤ger neben dem
dienstlichen nach auch einen zivilen Wohnsitz hat, an dem er angemeldet ist,
mÃ¶ge auch der zivile Wohnsitz mitgeteilt werden. Vorsorglich wird auf Â§ 106a
Abs. 3 SGG hingewiesen, wonach das Gericht berechtigt ist, ErklÃ¤rungen und
Beweismittel, die nach Ablauf der Frist vorgelegt werden, zurÃ¼ckzuweisen und
ohne weitere Ermittlungen zu entscheiden." Das Schreiben wurde der Mutter des
KlÃ¤gers am 24. August 2019 mit Postzustellungsurkunde zugestellt.

Die Beklagte ist der Klage entgegengetreten.

Mit VerfÃ¼gung vom 23. Oktober 2019 hat das SG eine Entscheidung des
Rechtsstreits durch Gerichtsbescheid angekÃ¼ndigt und den Beteiligten,
Gelegenheit zur Stellungnahme bis zum 21. November 2019 eingerÃ¤umt. Das
Schreiben wurde der Mutter des KlÃ¤gers am 24. Oktober 2019 mit
Postzustellungsurkunde zugestellt.

Das SG hat die Klage sodann mit Gerichtsbescheid vom 23. MÃ¤rz 2020 mit
folgendem Wortlaut abgewiesen: "Die Klage gegen den Bescheid der Beklagten
vom 21.02.2019 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 19.07.2019 wird als
unzulÃ¤ssig abgewiesen, weil die Ã¶rtliche ZustÃ¤ndigkeit des angerufenen
Sozialgerichts i.S.v. Â§ 57 Abs. 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) nicht nachgewiesen ist.
Der KlÃ¤ger hat trotz Fristsetzung nach Â§ 106a Abs. 3 Sozialgerichtsgesetz nicht
dazu vorgetragen, ob er als (mutmaÃ�licher) Bundeswehrsoldat zum Zeitpunkt der
Klageerhebung am 15.08.20119 im ZustÃ¤ndigkeitsbereich des Sozialgericht
Karlsruhe einen zivilen Wohnsitz im Sinne von Â§ 30 Abs. 3 Sozialgesetzbuch Erstes
Buch (SGB I) oder dienstlichen Wohnsitz im Sinne von Â§ 9 BÃ¼rgerliches
Gesetzbuch (BGB) innehatte. Auch der tatsÃ¤chliche Aufenthaltsort zum
maÃ�geblichen Zeitpunkt ist nicht bekannt. Dass der Wohnsitz der die Klage
erhebenden bevollmÃ¤chtigten Mutter (Â§ 73 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 SGG) in B. zu sein
scheint, ist unerheblich, weil es auf Wohnsitz bzw. Aufenthaltsort des KlÃ¤gers
ankommt. Da die ordnungsbehÃ¶rdliche Meldung nicht von Bedeutung ist (vgl. Pitz
in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB I, 3. Aufl., Â§ 30 SGB I â�� Stand: 13.08.2018 -, Rn.
45) waren weitere Ermittlungen diesbezÃ¼glich entbehrlich."

Gegen dem ihm am 28. MÃ¤rz 2020 zugestellten Gerichtsbescheid hat der KlÃ¤ger
am 23. April 2020 beim SG Berufung eingelegt. Dieses hat die Berufung am 2. Juni
2020 an das Landessozialgericht (LSG) Baden-WÃ¼rttemberg weitergeleitet. Zur
BegrÃ¼ndung hat der KlÃ¤ger ausgefÃ¼hrt, er habe nachweislich unter der
angegebenen Adresse (seiner Mutter) gewohnt und wohne auch jetzt noch dort.
Sein ziviler Wohnsitz sei in B. Sein Arbeitsort habe nichts mit der Klage zu tun,
sondern nur sein Wohnort. Er erhebe nur wegen vier Monaten
Ã�berbrÃ¼ckungsgeld Einspruch, die anderen vier Monate erkenne er an.
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Die Beteiligten haben keinen Antrag gestellt.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung des Rechtsstreits ohne
mÃ¼ndliche Verhandlung einverstanden erklÃ¤rt (Bl. 24 und 25 der Senats-eAkte).

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts wird auf den Inhalt der
Leistungsakten der Beklagten sowie der Gerichtsakten beider RechtszÃ¼ge Bezug
genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Berufung, Ã¼ber die der Senat mit EinverstÃ¤ndnis der Beteiligten
gemÃ¤Ã� Â§ 124 Abs. 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) ohne mÃ¼ndliche Verhandlung
entscheiden konnte, ist im Sinne einer ZurÃ¼ckverweisung gemÃ¤Ã� Â§ 159 Abs. 1
Nr. 2 SGG begrÃ¼ndet.

1. Die form- und fristgerecht (Â§ 151 Abs. 1 i.V.m. Abs. 2 Satz 1 SGG) eingelegte
Berufung ist gemÃ¤Ã� Â§ 143 SGG statthaft und auch im Ã�brigen zulÃ¤ssig. Sie
bedurfte insbesondere nicht nach Â§ 144 Abs. 1 Satz 1 SGG der Zulassung, da der
Berufungsstreitwert von 750,00 EUR (Â§ 144 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGG) vorliegend
Ã¼berschritten ist. Zwar wendet sich der KlÃ¤ger in seiner Berufungsschrift nicht
mehr gegen den kompletten Erstattungsbetrag von 1.580,19 EUR (fÃ¼r den
Zeitraum vom 1. April bis 30. November 2018), sondern lediglich noch gegen die
Erstattung des Waisengeldes fÃ¼r vier Monate, wobei allerdings unklar bleibt, auf
welche vier Monate er sich genau bezieht. Da der KlÃ¤ger in den Monaten April bis
Juni 2018 monatlich 193,63 EUR und in den Monaten Juli bis November monatlich
199,86 EUR Waisenrente erhalten hat, ergibt sich fÃ¼r vier Monate jedenfalls
mindestens ein Erstattungsbetrag von 780,75 EUR (3 Monate x 193,63 EUR + 1
Monat 199,86 EUR), so dass der Berufungsstreitwert vorliegend Ã¼berschritten ist
und nicht der Zulassung bedarf.

2. Die Berufung ist im Sinne der Aufhebung des Gerichtsbescheids vom 23. MÃ¤rz
2020 und ZurÃ¼ckverweisung des Rechtsstreits an das Sozialgericht auch
begrÃ¼ndet. Denn das SG hat zum einen die Klage abgewiesen, ohne in der Sache
selbst zu entscheiden, und zum anderen leidet das Verfahren an einem
wesentlichen Mangel, weshalb eine umfangreiche und aufwÃ¤ndige
Beweisaufnahme notwendig ist. Ob die festgesetzte Erstattung im streitigen
Bescheid vom 21. Februar 2019 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 19.
Juli 2019 (Â§ 95 SGG) rechtmÃ¤Ã�ig erfolgt ist, ist vom Senat nicht zu prÃ¼fen.

Nach Â§ 159 Abs. 1 SGG kann das LSG die angefochtene Entscheidung durch Urteil
aufheben und die Sache an die erste Instanz zurÃ¼ckverweisen, wenn dieses die
Klage abgewiesen hat, ohne in der Sache selbst zu entscheiden (Nr. 1) oder das
Verfahren an einem wesentlichen Mangel leidet und auf Grund dieses Mangels eine
umfangreiche und aufwÃ¤ndige Beweisaufnahme notwendig ist (Nr. 2). Vorliegend
hat das SG entschieden, dass bereits eine zulÃ¤ssige Klage nicht vorliege und die
Klage ohne weitere rechtliche PrÃ¼fung oder Befassung mit dem Streitgegenstand
als unzulÃ¤ssig und damit durch Prozessurteil abgewiesen. Diese Auffassung hÃ¤lt
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einer rechtlichen Ã�berprÃ¼fung jedoch nicht stand. Dabei weist der Senat vorab
darauf hin, dass die ZurÃ¼ckverweisung auch ohne entsprechenden Antrag eines
Beteiligten mÃ¶glich ist (Keller, in: Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, 13.
Aufl. 2020, Â§ 159 SGG Rn. 1; Wolff-Dellen, in: Breitkreuz/Fichte, 2. Aufl. 2014, Â§
159 SGG Rn. 2).

a) Das SG hÃ¤tte die Klage vorliegend nicht durch Prozessurteil als unzulÃ¤ssig
wegen nicht nachgewiesener Ã¶rtlicher ZustÃ¤ndigkeit abweisen dÃ¼rfen.

Ã�rtlich zustÃ¤ndig ist gemÃ¤Ã� Â§ 57 Abs. 1 Satz SGG das Sozialgericht, in dessen
Bezirk der KlÃ¤ger zur Zeit der Klageerhebung seinen Sitz oder Wohnsitz oder in
Ermangelung dessen seinen Aufenthaltsort hat; steht er in einem
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis, so kann er auch vor dem fÃ¼r den BeschÃ¤ftigungsort
zustÃ¤ndigen Sozialgericht klagen. Das Gericht des ersten Rechtszugs hat seine
Ã¶rtliche ZustÃ¤ndigkeit hierbei von Amts wegen zu prÃ¼fen (Groth, in: jurisPK-
SGG, 1. Aufl. 2018, Â§ 57 SGG Rn. 90). Die Ã¶rtliche ZustÃ¤ndigkeit darf nicht offen
bleiben, auch wenn sie schwierig zu beantworten ist (Keller, a.a.O., Â§ 57 SGG Rn.
2a). HÃ¤lt sich das Gericht fÃ¼r Ã¶rtlich unzustÃ¤ndig, muss es die Beteiligten
darauf hinweisen und sich durch Beschluss fÃ¼r Ã¶rtlich unzustÃ¤ndig erklÃ¤ren
und den Rechtsstreit an das zustÃ¤ndige Gericht verweisen (Â§ 98 SGG i.V.m. Â§
17a Abs. 2 Satz 1 GVG). Bei ZustÃ¤ndigkeitskonflikten kann das zustÃ¤ndige
Gericht innerhalb der Sozialgerichtsbarkeit unter den Voraussetzungen des Â§ 58
SGG auch durch das gemeinsame nÃ¤chsthÃ¶here Gericht bestimmt werden. Eine
Klageabweisung wegen Ã¶rtlicher UnzustÃ¤ndigkeit ist jedoch nicht zulÃ¤ssig
(Scholz, in: Roos/Wahrendorf, 1. Aufl. 2014, Â§ 57 SGG Rn. 39).

b) Hat das SG Zweifel an seiner Ã¶rtlichen ZustÃ¤ndigkeit, so hat es im Rahmen
seiner SachaufklÃ¤rungspflicht Ermittlungen anzustellen. Nach Â§ 103 Abs. 1 SGG
erforscht das Gericht den Sachverhalt von Amts wegen; die Beteiligten sind dabei
heranzuziehen. Das Gericht ist an das Vorbringen und die BeweisantrÃ¤ge der
Beteiligten jedoch nicht gebunden. Das Gericht hat im sozialgerichtlichen Verfahren
die Amtsermittlung in eigener Verantwortung durchzufÃ¼hren. Der in Â§ 103 SGG
normierte Untersuchungsgrundsatz ist verletzt, wenn das Tatsachengericht
Ermittlungen unterlÃ¤sst, die es von seiner Rechtsauffassung ausgehend hÃ¤tte
anstellen mÃ¼ssen. Hierbei ist von sÃ¤mtlichen ErmittlungsmÃ¶glichkeiten
Gebrauch zu machen, die vernÃ¼nftigerweise zur VerfÃ¼gung stehen (Roller, in:
LÃ¼dtke/Berchtold, SGG 5. Aufl. 2017, Â§ 103 Rn. 8 m.w.N.).

Allein die Tatsache, dass der KlÃ¤ger Berufssoldat ist und daher gemÃ¤Ã� Â§ 9 Abs.
1 Satz 1 BGB einen gesetzlichen Wohnsitz am Standort hat, lÃ¤sst nicht den
RÃ¼ckschluss zu, an seinem Heimatort keinen weiteren gleichrangigen Wohnsitz
mehr zu haben, zumal Â§ 9 BGB Mehrfachwohnsitze nicht ausschlieÃ�t (vgl. z.B.
Spickhoff, in: MÃ¼nchener Kommentar zum BGB, 8. Aufl. 2018, Â§ 9 BGB Rn. 1). Ein
Indiz hierfÃ¼r ist die Mitteilung des KlÃ¤gers im Widerspruchsverfahren Ã¼ber
seine neue Anschrift unter der Wohnanschrift seiner Mutter (Schreiben eingegangen
bei der Beklagten am 26. Juni 2019). Um dies abschlieÃ�end festzustellen und den
KlÃ¤ger dann ggfs. Ã¼ber sein Wahlrecht bzgl. des zustÃ¤ndigen Gerichts (vgl.
Groth in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGG, 1. Aufl. 2018, Â§ 57 SGG Rn. 38)
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aufzuklÃ¤ren, hÃ¤tte das SG eigene Sachverhaltsermittlungen anstellen mÃ¼ssen
â�� z.B. durch die Einholung weiterer AuskÃ¼nfte und Unterlagen bei der Beklagten
bzw. bei anderen BehÃ¶rden (Einwohnermeldeamtsanfrage) oder durch die
Vernehmung des KlÃ¤gers bzw. von Zeugen. Die Beweisaufnahme war auch nicht
wegen eines sonstigen bereits erwiesenen Sachverhalts entbehrlich.

Das Vorgehen des Sozialgerichts verletzt daher auch die Pflicht zur AufklÃ¤rung des
Sachverhalts, so dass die Voraussetzungen des Â§ 159 Abs. 1 Nr. 2 SGG ebenfalls
vorliegen. Aufgrund dieser Verfahrensmangels ist eine umfangreiche und
aufwÃ¤ndige Beweisaufnahme im Sinne des Â§ 159 Abs. 1 Nr. 2 SGG notwendig,
weil eine AufklÃ¤rung des Sachverhalts bislang unterblieben ist.

c) Nach Â§ 159 Abs. 1 SGG hat das LSG unter den dort aufgefÃ¼hrten
Voraussetzungen von Amts wegen nach seinem Ermessen zu befinden, ob es in der
Sache selbst entscheiden oder zurÃ¼ckverweisen will. Dabei hat das LSG zwischen
den Interessen der Beteiligten an einer Sachentscheidung und dem Grundsatz der
ProzessÃ¶konomie einerseits und dem Verlust einer Instanz andererseits
abzuwÃ¤gen.

Das Ermessen Ã¼bt der Senat vorliegend im Sinne einer ZurÃ¼ckverweisung aus.
Er rÃ¤umt dem Erhalt des Instanzenzuges, auf den der ZurÃ¼ckverweisungsgrund
des Â§ 159 Abs. 1 Nr. 1 SGG letztlich auch abzielt, im vorliegenden Fall den Vorrang
gegenÃ¼ber einer erstinstanzlichen Sachentscheidung durch den Senat ein, zumal
die Berufung erst seit kurzer Zeit in der Berufungsinstanz anhÃ¤ngig und eine
umfassende SachverhaltsaufklÃ¤rung noch nicht erfolgt ist.

Im Rahmen der ErmessensausÃ¼bung hat der Senat auch berÃ¼cksichtigt, dass
die als Gerichtsbescheid bezeichnete Entscheidung des SG schon im Ansatz nicht
den Anforderungen des Â§ 105 Abs. 1 Satz 1 SGG und auch nicht den
Mindestanforderungen genÃ¼gt, die an Tatbestand und EntscheidungsgrÃ¼nde zu
stellen sind (vgl. zu letzterem Gesichtspunkt Keller, a.a.O., Â§ 159 Rn. 5a). Nach Â§
105 Abs. 1 Satz 1 SGG kann das Gericht ohne mÃ¼ndliche Verhandlung durch
Gerichtsbescheid entscheiden, wenn die Sache keine besonderen Schwierigkeiten
tatsÃ¤chlicher oder rechtlicher Art aufweist und der Sachverhalt geklÃ¤rt ist. Die
Beteiligten sind vorher zu hÃ¶ren (Satz 2). Nachdem aus Sicht des SG der Wohnsitz
des KlÃ¤gers schon nicht geklÃ¤rt ist, sind die Voraussetzungen von Satz 1 ("der
Sachverhalt geklÃ¤rt ist") offensichtlich nicht erfÃ¼llt. Denn im Rahmen der
Amtsermittlungspflicht (Â§ 103 SGG) dÃ¼rfen â�� wie bereits dargelegt â��
ZustÃ¤ndigkeitsfragen nicht ungeklÃ¤rt bleiben. Lediglich ergÃ¤nzend weist der
Senat darauf hin, dass der Hinweis des SG in seinem Schreiben vom 19. August
2019 auf "Â§ 106a Abs. 3 SGG" im Hinblick auf die KlÃ¤rung des Wohnsitzes des
KlÃ¤gers nicht zielfÃ¼hrend war. Das Gericht darf die PrÃ¤klusionsregelung
grundsÃ¤tzlich nicht zur Entlastung von der Amtsermittlungspflicht einsetzen
(Schmidt, in: Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, Kommentar zum SGG, 13.
Aufl. 2020, Â§ 106a Rn. 15)

DarÃ¼ber hinaus genÃ¼gte im konkreten Fall der formularmÃ¤Ã�ige Hinweis vom
23. Oktober 2020 auf Erlass eines Gerichtsbescheids nicht den Anforderungen, die
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das Gebot des rechtlichen GehÃ¶rs gebietet (Â§ 62 SGG). Denn das SG hat weder
im Schreiben vom 19. August 2019 noch im Schreiben vom 23. Oktober 2020 den
KlÃ¤ger darauf hingewiesen, dass es beabsichtigt, die Klage mangels ungewissen
Wohnsitzes des KlÃ¤gers als unzulÃ¤ssig abzuweisen. Ein bloÃ�er
formularmÃ¤Ã�iger Hinweis reichte vorliegend daher nicht aus (vgl. auch Schmidt,
a.a.O., Â§ 105 Rn. 10).

DarÃ¼ber hinaus entspricht die als Gerichtsbescheid bezeichnete Entscheidung des
SG auch nicht den Mindestanforderungen, die an Tatbestand und
EntscheidungsgrÃ¼nde zu stellen sind. Nach Â§ 105 Abs. 1 Satz 3 SGG gelten fÃ¼r
einen Gerichtsbescheid die Vorschriften Ã¼ber Urteile entsprechend. Nach Â§ 136
Abs. 1 Nr. 5 SGG muss der Gerichtsbescheid danach auch eine zumindest
gedrÃ¤ngte Darstellung des Tatbestandes bzw. eine Bezugnahme auf den Inhalt der
vorbereitenden SchriftsÃ¤tze und auf die zu Protokoll erfolgten Feststellungen (Abs.
2 Satz 1) enthalten. Hieran fehlt es vorliegend.

3. Die Kostenentscheidung bleibt der Entscheidung des SG vorbehalten.

Erstellt am: 26.11.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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